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UOKG zu den Diskussionen in der Stadt Dresden zum Lenin-Denkmal 

Finanzierung des Lenin-Denkmals in Dresden soll nicht durch Steuergelder erfolgen.  

Wie man Medienberichten entnehmen kann, wird in Dresden zurzeit diskutiert, ein 
Lenin-Denkmal für 150 000 Euro zurück zu kaufen. Die Partei Die Linke in Dresden 
unterstützt diese Diskussionen und hält den Kauf für notwendig.  

Der Bundesvorsitzende der Union der Opferverbände Kommunistischer Gewaltherr-
schaft, Dieter Dombrowski MdL zu dieser Diskussion:  

„Die Idee, Steuermittel zum Ankauf einer Lenin-Statue einzusetzen ist absurd. Lenin hat 
für Stalin und für weitere Diktatoren den Grundstein gelegt und sich selbst an Millionen 
unschuldiger Menschen schuldig gemacht. Wenn die Partei Die Linke in Dresden un-
bedingt eine Lenin Statue erwerben möchte, dann sollte sie das aus dem SED-Vermö-
gen sowie aus eigenen Mitteln finanzieren. Die Finanzierung soll aber nicht von den 
hart erarbeiteten Steuermitteln erfolgen, die die Bürger in Dresden und im Freistaat 
Sachsen durch fleißige Arbeit erwirtschaftet haben." 
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